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menbruch der Herstatt-Bank 1974 hatte zur Folge, dass 
1976 ein Einlagensicherungsfonds eingerichtet wurde, 
damit das Risiko abgemildert wird und so etwas in der 
Form nicht mehr stattfinden kann.

Aber die globale Finanzmarktkrise hat gezeigt, dass 
dies nicht ausreicht und dass für die 8 300 Banken in Eu-
ropa eine verbesserte, einheitliche Regelung in diesem 
Bereich notwendig war. Einlagensicherungssysteme 
müssen die Angst vor Verlust nehmen. Das wird hiermit 
erreicht.

Der Verbraucherschutz steht im Mittelpunkt. Das ist 
sozialdemokratische Politik, die man unterstützen kann. 
Der Verbraucherschutz hat einen hohen Stellenwert in 
diesem Haus.

(Beifall bei der SPD)

Die Harmonisierung der europäischen Einlagensiche-
rung soll verhindern, dass der Sparer in bestimmten Si-
tuationen seine Ersparnisse verliert und sie vielleicht 
überhastet abzieht. Die Bankeinlagen werden – das 
wurde mehrfach angesprochen – bis zu einem Betrag 
von 100 000 Euro durch die Richtlinienumsetzung ge-
schützt. Auch die in besonderen Fällen geltende 
500 000-Euro-Grenze wurde genannt. Das ist sehr posi-
tiv zu bewerten. Die Bankkunden werden dadurch besser 
geschützt.

In Deutschland gilt dieses Einlagensicherungssystem 
seit Jahren. Die Besonderheiten, die institutsbezogenen 
Sicherungssysteme, gelten weiterhin. Das ist ein großer 
Erfolg, und ich bin froh, dass die Richtlinie dies für un-
sere Sparkassen, Landesbanken, Genossenschaftsbanken 
und Landesbausparkassen so vorsieht. Denn diese Siche-
rungssysteme haben sich bewährt.

Die Höhe des Fonds und der Aufbau bis 2024 wurden 
schon angesprochen, genauso wie die Bewertung nach 
Größe und Risiko. Das alles findet unsere Unterstützung. 
Das ist ein guter Weg, um Verbesserungen im Kunden-
schutz zu erzielen. Bislang wurden Einlagen bis 100 000 
Euro innerhalb von 20 Werktagen zurückgezahlt. Nun 
erfolgt eine Rückzahlung antragslos innerhalb von sie-
ben Arbeitstagen. Auch das stellt eine Stärkung des 
Verbraucherschutzes dar. Eben wurde zudem kurz ange-
deutet, dass die länderübergreifende Abwicklung verbes-
sert wurde. Der Schutz des deutschen Kunden einer aus-
ländischen Bank wird dadurch gestärkt und verbessert. 
Das ist ebenfalls ein erwähnenswerter Vorteil. Die EU-
Richtlinie kann also auch deutschen Kunden ausländi-
scher Banken weiterhelfen. Das schafft Vertrauen.

Das alles ist im europäischen Kontext zu sehen. Die 
Bankenunion, die Aufsichts- und Abwicklungsregime, 
die bereits installiert sind oder noch installiert werden, 
Restrukturierungsfonds – zukünftige Abwicklungsmaß-
nahmen werden von den Banken selbst finanziert – und 
die Haftungskaskade, all das sind viele Schritte, die nach 
der Krise im Finanzwesen dazu geführt haben, dass die 
Verursacher stärker in die Verantwortung genommen 
werden und dass der Verbraucher, der Anleger, der Spa-
rer stärker geschützt wird.

(Beifall bei der SPD – Dr. Axel Troost [DIE 
LINKE]: Theoretisch!)

Die Harmonisierung der Einlagensicherungssysteme 
ist somit ein wichtiger Bestandteil des europäischen 
Maßnahmenpakets, das die Banken in Europa krisenfes-
ter machen wird. Dies ist also ein weiterer wichtiger 
Schritt hin zu einem verbesserten Anlegerschutz im 
Finanzbereich. Das stärkt das notwendige Vertrauen in 
den europäischen Bankensektor. Die Spareinlagen sind 
sicher.

Glück auf!

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Edelgard Bulmahn:
Vielen Dank. – Als nächster Redner hat Matthias 

Hauer von der CDU/CSU-Fraktion das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Matthias Hauer (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Heute diskutieren wir in erster Lesung über die 
Umsetzung der Richtlinie zur Einlagensicherung. Wir 
schützen damit Sparer in Deutschland noch besser vor 
dem Verlust ihres Ersparten. Die Systeme zur Einlagen-
sicherung werden finanziell besser ausgestattet. Das Er-
stattungsverfahren wird unbürokratischer, kunden-
freundlicher und transparenter.

Gut ausgestattete und funktionierende Einlagensiche-
rungssysteme sind ein wesentlicher Faktor, um das Ver-
trauen in das Bankensystem zu stärken. Sie vermeiden 
im Krisenfall einen massiven Abzug von Spareinlagen 
und tragen somit dazu bei, dass sich eine Krise nicht 
weiter verschärft. In England standen die Menschen 
2007 vor Bankschaltern Schlange, um Bargeld abzuhe-
ben. In der Schweiz musste eine Bank ein Jahr später in-
nerhalb kürzester Zeit 25 Milliarden Schweizer Franken 
auszahlen. Wir müssen also nicht weit zurückschauen – 
einige andere Beispiele sind schon genannt worden –, 
um einen Eindruck davon zu gewinnen, was fehlendes 
Vertrauen in die finanzielle Leistungsfähigkeit von Ban-
ken bewirken kann.

Deutschland hat schon lange ein gutes System der 
Einlagensicherung. Dieses System hat zur Besonnenheit 
der Bevölkerung in Deutschland beim Umgang mit der 
Finanzkrise beigetragen. Auch die klaren Worte von 
Bundeskanzlerin Merkel und dem damaligen Finanz-
minister Steinbrück im Jahre 2008, nämlich die Garan-
tie, dass die Einlagen der Sparer in Deutschland sicher 
sind, haben Überreaktionen verhindert und waren völlig 
richtig.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Durch die Richtlinie werden nun die Einlagensiche-
rungssysteme EU-weit harmonisiert, und es wird ein ein-
heitliches Schutzniveau für alle Sparer in der EU ge-
schaffen, egal ob es sich um einen Sparer in meinem 
Wahlkreis in Essen oder um einen Sparer im EU-Aus-
land handelt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)
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Mit dem Gesetz, das als Entwurf vorliegt, bleiben die 
etablierten und historisch gewachsenen Strukturen der 
deutschen Einlagensicherung erhalten. Dafür hat sich die 
CDU/CSU-Fraktion schon in der Vergangenheit konti-
nuierlich eingesetzt. Die drei Säulen aus den gesetzli-
chen Entschädigungseinrichtungen, den freiwilligen 
Einlagensicherungsfonds der öffentlichen und privaten 
Banken und den institutssichernden Einrichtungen des 
Deutschen Sparkassen- und Giroverbandes sowie des 
Bundesverbandes der Deutschen Volksbanken und 
Raiffeisenbanken sind in Europa einzigartig und haben 
sich bewährt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Auch künftig haftet die deutsche Einlagensicherung 
ausschließlich für Einlagen in Deutschland. Bei Banken 
im EU-Ausland greift jeweils das nationale Einlagensi-
cherungssystem. Alle EU-Länder sind fortan verpflich-
tet, dafür zu sorgen, dass ihre nationalen Einlagensiche-
rungssysteme innerhalb einer Frist von zehn Jahren ein 
Mindestvermögen in Höhe von 0,8 Prozent der gedeck-
ten Einlagen ihrer Kreditinstitute ansparen. Mit der CDU 
und der CSU wird es auch künftig kein europäisches 
System der Einlagensicherung geben, das eine Verge-
meinschaftung der Haftung vorsieht.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die Einlagensicherung hat sich für die Sparer in 
Deutschland schon in den letzten Jahren deutlich verbes-
sert, von zunächst 20 000 Euro über 50 000 Euro auf 
nunmehr 100 000 Euro. Auch die frühere Selbstbeteili-
gung der Sparer in Höhe von 10 Prozent ist 2009 entfal-
len. Schon jetzt ist also von der Einlagensicherung ge-
schützt, wer bis zu 100 000 Euro Guthaben hat: auf 
seinem Sparbuch, auf seinem Girokonto, auf seinem 
Festgeldkonto, auf seinem Tagesgeldkonto, Bankspar-
plan oder Sparbrief.

Ein Girokonto ist heute die Voraussetzung dafür, um 
überhaupt am wirtschaftlichen Leben teilnehmen zu 
können. Wer ein solches Konto eröffnet, der verbindet 
damit nicht automatisch, dass er Gläubiger der Bank 
wird und dadurch auch ein Haftungsrisiko trägt. Das ist 
vielen Menschen gar nicht bewusst. Gerade vor diesem 
Hintergrund ist die gesetzliche Einlagensicherung ein 
wichtiges Instrument zum Schutz der Sparer. Sie befreit 
den Kontoinhaber bis zur Höhe der Sicherungsgrenze 
von diesen Haftungsrisiken. Künftig wird das Geld der 
Sparer also noch besser geschützt.

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf wird die Siche-
rungsgrenze von 100 000 Euro beibehalten. Für einige 
Bereiche soll sie sogar deutlich auf 500 000 Euro ange-
hoben werden. Es gibt nun einmal bestimmte Ereignisse, 
da werden hohe Beträge üblicherweise auf einmal auf 
ein Konto überwiesen. Da wären zum Beispiel der Erlös 
aus dem Verkauf einer Eigentumswohnung oder eines 
Hauses, die Zahlung zugunsten eines Arbeitnehmers aus 
einem Sozialplan, die Versicherungsleistung nach einem 
schweren Unfall oder vielleicht auch die Auszahlung ei-
ner betrieblichen Altersversorgung zu nennen.

Wer solche hohen, meist einmaligen Zahlungen er-
hält, die über die Sicherungsgrenze der Einlagensiche-

rung hinausgehen, der soll die Möglichkeit erhalten, sein 
Geld in Ruhe neu anzulegen. Dafür bekommt der Kunde 
nach dem Gesetzentwurf nunmehr sechs Monate Zeit, in 
denen die höhere Sicherungsgrenze für solche bestimm-
ten Ereignisse gilt. Zudem werden die Sparer künftig im 
Schadensfall schneller und unbürokratischer an ihr Geld 
kommen. Die Entschädigung soll nicht wie bisher nach 
20 Tagen, sondern schon nach sieben Arbeitstagen ge-
zahlt werden, künftig ohne einen Antrag stellen zu müs-
sen.

Auch die Transparenz wird erhöht. Die Kreditinstitute 
werden nun verpflichtet, ihre Kunden besser über die 
Einlagensicherung und vor allem über das Entschädi-
gungsverfahren zu informieren. Zudem muss der Kunde 
in Zukunft rechtzeitig über einen Wechsel des Einlagen-
sicherungssystems informiert werden, damit er selbst 
entscheiden kann, ob er seine Einlagen bei dem Kredit-
institut belässt oder auf ein anderes überträgt.

Abschließend bleibt festzustellen, dass unser gutes 
und funktionierendes System der Einlagensicherung in 
Deutschland durch die Umsetzung dieser Richtlinie noch 
besser wird. Egal ob in wirtschaftlich besseren oder 
schlechteren Zeiten – die Menschen in Deutschland kön-
nen darauf vertrauen, dass ihre Spareinlagen geschützt 
sind.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsidentin Edelgard Bulmahn:
Als letzter Redner in dieser Debatte hat jetzt 

Dr. Carsten Sieling von der SPD-Fraktion das Wort.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Carsten Sieling (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich möchte 
zum Schluss dieser Debatte noch einmal darauf auf-
merksam machen, dass wir mit der Einlagensicherung 
einen wichtigen Beitrag zur Stabilisierung des Finanz-
systems leisten, aber natürlich auch dazu, dass die Men-
schen, die ihr Geld zur Bank bringen, dieses wirklich si-
cher haben. Das ist ein Gebot der Fairness.

Dieses Gebot der Fairness beinhaltet mehrere Punkte. 
Ein Punkt, der uns als Sozialdemokraten wichtig war, ist, 
dass dieses Geld wirklich in allen Instituten sicher ist, 
und dass dabei beachtet wird, dass insbesondere die 
Sparkassen und Genossenschaftsbanken in Deutschland 
schon eine eigene Institutssicherung haben. Das zeichnet 
uns gegenüber vielen anderen Ländern aus. Darum war 
uns als Sozialdemokraten die besondere und faire Be-
handlung dieser Institute wichtig.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Weil hier die meisten Punkte bereits ausgeführt wor-
den sind, will ich sagen, dass wir eine Reihe weiterer 
Aufgaben haben werden, um dieses Ziel der Stabilität 
des Finanzsektors zu gewährleisten. Diese haben wir uns 
als Koalition vorgenommen.


